
Gemeinde Zapel 

 

Vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen von Behörden und 

sonstigen Trägern ö�entlicher Belange aus der Beteiligung gemäß             

§ 4 Absatz 1 BauGB: 

 
1. Landesplanerische Stellungnahme des Amtes für Raumordnung und Landesplanung 

Westmecklenburg vom 07.12.2022  

•  Minimierung der Zersiedelung des Raumes 

•  Entsprechung von Programmsätzen im Landesraumentwicklungsprogramm 

Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V) und im Regionalen 

Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM) 

•  Abweichung von Programmsatz 5.3 (9) Z LEP M-V und Notwendigkeit eines 

Zielabweichungsverfahrens (ZAV) 

•  Nutzung landwirtschaftlicher Flächen, Bodengüte 

•  Rückbau der Anlage 

•  Raumordnerische Festlegungen im Geltungsbereich 

2.  Stellungnahmen des Landkreises Ludwigslust-Parchim vom 14.02.2023 der UNB-FD 

Umwelt, mit Anregungen, Hinweisen, Forderungen zu den nachfolgend genannten 

Themen sowie Stellungnahmen vom 22.12.2022 der FDe 

Bürgerservice/Straßenverkehr, Bauordnung, Straßen- und Tiefbau, Umwelt und 

02.11.2022 des FD Brand- und Katastrophenschutz  

FD Brand- und Katastrophenschutz vom 02.11.2022 

•  Kampfmittelgefahren 

FDe Bürgerservice/Straßenverkehr, Bauordnung, Straßen- und Tiefbau, Umwelt vom 

22.12.2022 

•  Blendwirkung auf den Straßenverkehr 

•  Bodendenkmale 

•  Niederschlagswasser 

•  Gewässer 

•  Grundwasser 

•  Bodenschutz 

•  Immissionsschutz  

UNB-FD Umwelt vom 14.02.2023 

•  Vorkommen besonders schutzwürdiger bzw. empfindlicher Lebensräume oder 

Arten  

•  Baubedingte Schallemissionen  

•  Flächeninanspruchnahme  

•  Lebensraumentzug für Mittel- und Großsäuger  

•  Kollisionen und Beeinträchtigungen von Vögeln oder Insekten 



•  Verluste von Nahrungs- und Funktionsflächen 

•  Beeinträchtigungen wandernder Tierarten 

•  Visuelle Wirkungen des flächigen Erscheinungsbildes 

•  Auswirkungen der Reflexionen, künstlichen Lichtquellen und Erwärmung der 

Module 

•  Ausgleichsmaßnahmen sowie kompensationsmindernde Maßnahmen 

•  Bauzeitenbeschränkungen 

•  Ausweichen von Arten in angrenzende Lebensräume 

•  EingriBsregelung und Artenschutz 

•  Ausgleichsmaßnahmen an Verkehrsanlagen 

•  Reihenabstände, Pflegezeitpunkte Modulzwischenflächen und 

Wartungstätigkeiten 

•  Gehölze 

•  Kontrolle von Baugruben 

3.  Stellungnahme des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt 

Westmecklenburg vom 28.11.2022 zu den Themen  

•  Landwirtschaft/EU-Förderangelegenheiten 

•  Integrierte ländliche Entwicklung 

•  Naturschutz, Wasser und Boden  

•  Immissions- und Klimaschutz; Abfall- und Kreislaufwirtschaft 

4.  Stellungnahme des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie M-V vom 

28.11.2022 zu den Themen  

•  Immissionsschutz und Abfallwirtschaft – Blendwirkung 

5.  Stellungnahme der Landesforst M-V Forstamt Gädebehn vom 17.11.2022  

•  BetroBenheit von Waldflächen 

6.  Stellungnahme des Wasser- und Bodenverbandes Untere Elde vom 10.11.2022 zu 

den Themen  

•  Berührung von Gewässern zweiter Ordnung 

7.  Stellungnahme der Deutschen Bahn AG vom 06.12.2022 zu den Themen  

•  Immissionen 

•  Blendwirkung 

•  Sicherheit des Eisenbahnbetriebs 

•  Berücksichtigung von Bahngelände und Grenzsteinen 

•  Berücksichtigung von Kabeln, Leitungen und Verrohrungen 

•  Berücksichtigung von Entwässerungsanlagen 

•  Erreichbarkeit der Bahnbetriebsanlagen  

8.  Stellungnahme des Ministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit 

M-V vom 28.09.2023 zu dem Thema mit Maßgaben und Hinweisen 

•  Zielabweichungsverfahren – Positivbescheid mit Maßgaben und Hinweisen 



•  Bodenstruktur 

•  Versickerungsfähigkeit/Grundwasserneubildung 

•  Punktuelle und flächenhafte SchadstoBeinträge 

•  Baubegleitender Bodenschutz 

•  Rückbau der Anlagen 

•  Bauzeitliche EingriBsflächen 

•  EBiziente und flächensparende Errichtung von PV 

•  Freihaltebereiche an Gewässern 

•  Überschwemmungsgebiete 

 

 

 

 

 

 

__________________________________________________________________________________  

 

 Verfahrensvermerk  

Diese Stellungnahmen wurden in der Zeit vom 03.06.2024 bis zum 05.07.2024 im 

Internet eingestellt und über das Bau- und Planungsportal M-V zugänglich gemacht. 

Diese Stellungnahmen haben in der Zeit vom 03.06.2024 bis zum 05.07.2024 öBentlich 

ausgelegen. 

 

 

 _____________________________________________ 

 [Ort, Datum, Stempel, Unterschrift, Siegel] 
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Aktenzeichen  
 

        Dienstgebäude  
        Ludwigslust 

                    Zimmer  
                    A 330                     

                  Datum  
                  02.11.2022 
 

 

 
 
Ihr Auskunftsersuchen zur Kampfmittelbelastung vom 28.09.2022 
 
Sehr geehrte Frau Hinz, 
 
bezugnehmend auf Ihre Anfrage teile ich Ihnen folgendes mit: 

Aus den mir vorliegenden Daten des Kampfmittelkatasters des Landes MV in der Gemarkung: 
 
 Gemarkung Zapel Dorf  Flurstücknummer 15/16; 29/2 

Gemeinde 13076158  Fläche  - 
Flurnummer 2  Art der 

Kampfmittelbelastung 
Kat. 1 – Kampfmittelverdacht 
nicht bestätigt - Dokumentation 

 

sind für die zuvor aufgezählte Fläche derzeit keine Anhaltspunkte auf latente 
Kampfmittelgefahren zu entnehmen. Für dieses Gebiet bestehen aus Sicht des 
Munitionsbergungsdienstes M-V (MBD M-V) keine weiteren Erkundungs- und 
Handlungserfordernisse. 
 
Gegen die Ausführung der Bauarbeiten in dem aufgeführten Gebiet bestehen keine 
Bedenken. 
 
Nach bisherigen Erfahrungen ist es nicht auszuschließen, dass auch in für den 
Munitionsbergungsdienst als nicht kampfmittelbelastet bekannten Bereichen Einzelfunde 
auftreten können. Aus diesem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht 
durchzuführen. 
Sollte bei Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden werden, sind 
aus Sicherheitsgründen die Arbeiten an der Fundstelle und in der unmittelbaren Umgebung sofort 
einzustellen. 
 

Unigea Solar Projects GmbH  
Frau Gabi Hinz 

Johann-Hittorf-Straße 8 
12489 Berlin 
 

Per Mail 

Der Landrat des Landkreises Ludwigslust-Parchim 
 

Organisationseinheit 
FD 38 Brand- und Katastrophenschutz 
 

Ansprechpartner 
Herr Ringel 
 

Telefon 03871 722-3814 Fax 03871 722-77-3814 

E-Mail paul.ringel@kreis-lup.de 
 

http://www.kreis-lup.de/
mailto:rechnung@kreis-lup.de


 

 

Besonderheit: Arbeiten in Bereichen von Medienleitungen 
 
Erfolgen Arbeiten in Tieflagen von bereits bestehenden Medienträgern oder innerhalb 
vorhandener Trassen (z.B. Straßen, Wege, Plätze), die nach 1945 entstanden sind oder nach 
1945 grundhaft ausgebaut und saniert wurden, geht der Munitionsbergungsdienst davon aus, 
dass bei den hier durchzuführenden Tätigkeiten nicht auf Kampfmittel getroffen wird. Es besteht 
in diesen Fällen aus Sicht des Munitionsbergungsdienstes kein Auskunfts- und Handlungsbedarf. 
Wenn nach eigener Prüfung die oben genannten Voraussetzungen erfüllt sind, kann mit den 
Arbeiten begonnen werden. 
 

 
Mit freundlichen Grüßen  
Im Auftrag  
 
 
Gez. 
Ringel 
SB Brandschutz  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



LANDKR E IS  
LUDWIGS LUS T-PAR CHIM 
R AUM FÜ R  ZUKUNFT 

Amt Crivitz 
eingegangen 

27. Dez. 2022 
** 

r 

AL AV 

Landkreis Ludwigslust-Parchim 1 FD 631 PF  160220 1 19092 S chwedn Der Landrat des La dkreises Ludwigslust-Parchlm 

Organisationseinheit 
Fachdienst Bauordnung, S traßen- und Tiefbau 

Amt Crivitz 
Die Amtsvorsteherin Ansprechpartner 

Herr Ziegler 
Amtsstraße 5 
19089 Crivitz Telefon Fax 

03871 722-6313 03871 722-77 6313 

carsten.ziegler@ kreis-lup.de  

Aktenzeichen Dienstgebäude Zimmer Datum 
BP 220090 Ludwigslust B 309 22.12.2022 

S ehr geehrte Damen und Herren, 

Betrifft: F rühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

Hier: S tellungnahme des Landkreises Ludwigslust-Parchim zum Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 3 "Photovoltaikanlage südlich des Ortes Zapel Ausbau" der 
Gemeinde Zapel, Amt Crivitz 

Bezug: S chreiben des Amtes vom 08.11.2022; PE : 10.111022 
Planzeichnung M 1: 3.000 vom 22.06.2022 
Begründung zum Vorentwurf vom 22.06.2022 

Die eingereichten Unterlagen zu o.g. Planung der Gemeinde Zapel wurden durch Fachdienste des 
Landkreises Ludwigslust-Parchim geprüft. 
Im E rgebnis der Prüfung äußert der Landkreis Ludwigslust-Parchim nachfolgende Anregungen: 

FD 33 —  Bürnerservice / S traßenverkehr 

Grundsätzlich bestehen keine Bedenken, folgendes ist jedoch zu beachten: 

Bei der E rrichtung der S olaranlage soll berücksichtigt werden, dass keine Blendwirkung der Module auf 
den öffentlichen S traßenverkehr auf der B321 eintritt. 

Für die geplanten E rsatzpflanzungen/Kompensationsmaßnahmen gilt, dass S icherheitsräume/ lichte 
R äume sowie S ichtbeziehungen an öffentlichen Verkehrsflächen nicht eingeschränkt werden dürfen. 

Verkehrsflächen/Zuwegungen zu den Anlagen und deren Anbindung an das vorhandene S traßennetz sind 
im Vorfeld mit dem zuständigen S traßenbaulastträger/E igentümer der vorhandenen S traßen/Wege und der 
Verkehrsbehörde abzustimmen. Ggf. ist eine zusätzliche (dauerhafte) Beschilderung mit amtlichen 
Verkehrszeichen erforderlich. E ine S perrung von bereits jetzt vorhandenen, für jedermann zugänglichen 
S traßen/VVegen bedarf es bei womöglich zukünftigem dauerhaftem Ausschluss von öffentlichem 
S traßenverkehr jeweils eines (Teil-)E inziehungsverfahrens (§  9 S trWG M-V). 

Abschließend ist zu berücksichtigen: Verkehrslenkende und verkehrsraumeinschränkende Maßnahmen 
(auch Baustellenzufahrten) sind gemäß §  45 (6) S tVO rechtzeitig vor Baubeginn durch den 

S ITE  PAR CHIM Punnzer S traßen& 1 19370 Pg.reim 1 Teen-  03871 722-0 1 F03871 722-77-7777 1 getteewlem 
PE NS TGE BÄ UDE  LUDWIGS LUS T 1 Garnisonsesulle 1 1 Ludwigslust 1 Token: 03871 Inc Fax 03E 171 722-T7-7777 
R E CHNUNGS DR E S S E  1 R achlungsstelle Landkreis LudwIgslwa-Perchdrn 1 Fanndienet sesioniruns 1 PF  1602201 19092  Fahws•In I E -Mail' (71•PFCIS S FMF46FR S  
BANKVE R BINDUNG 1 S paR asseMecklenburg-Pimerin 1 IR AN 0E 28 1405 2C00 151001%018 1 PC: NOLADE PILWL 
Ö FFNUNGS ZE ITE N! Nach Tenninverairtarung mit Wem Ansprechpertner und Ma • F t OB.00 - 1302 Uhr 1 DI DO 060D - 1100 UH + 14.00- 18.00 Uhr 1 Mi geschlossen rage) 
IHR E  BE HÖ R DE NNUMME R  115 I 	-Fr 080P -1131:0 LP 1 Belerdennurnmer 115 P von aßstab auch md Vavralil (02871Prahlbar 



2 
bauausführenden 	Betrieb 	bei 	der Straßenverkehrsbehörde 	des 	Landkreises 
Ludwigslust-Parchim unter zusätzlicher Vorlage eines Verkehrszeichenplans für die Bauphase(n) zu 
beantragen. 

FD 38 —  Brand-  und Katastrophenschutz 

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden verweisen wir in der Stellungnahme zum o.g. Vorhaben auf die 
Sicherung folgender Punkte: 

Zugänge und Zufahrten von öffentlichen Verkehrsflächen auf den Grundstücken sind gemäß der 
LBau0 M-V zu gewährleisten. Dabei sind die Vorgaben zur lichten Breite und Höhe gemäß der 
Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr M-V zu beachten. Bei Einzäunung der Anlage mit einer 
Toranlage ist die Zugangsmöglichkeit für die Feuerwehr über eine Feuerwehrschließung 
sicherzustellen. Hierzu hat eine Abstimmung mit dem FD 38 Brand- und Katastrophenschutz-
vorbeugender Brandschutz des Landkreises Ludwigslust-Parchim zu erfolgen. 
Bei der geplanten Photovoltaikanlage handelt es sich um eine bauliche Anlage. Wirksame 
Löscharbeiten an baulichen Anlagen und der umliegende Gebietsschutz müssen für die Feuerwehr 
ermöglicht werden. 
Die Gewährleistung und Sicherung der Löschwasserversorgung gemäß der LBau0 M-V, dem BrSchG 
M-V und dem Arbeitsblatt W 405 der DVGW von mindestens 800 limin (48 m3/h) über 2 Stunden ist 
textlich w ie auch graphisch vor R echtskraft des B-Planes in der Begründung nachzuw eisen. 
Für die Löschwasserentnahmestellen ist zu sichern, dass sie mit Löschfahrzeugen ungehindert 
angefahren werden können und dort zur Wasserentnahme Aufstellung genommen werden kann. 
Zur schnelleren Auffindung der Löschwasserentnahmestellen ist deren Lage durch entsprechende, 
gut sichtbare Hinweisschilder unmissverständlich zu kennzeichnen. 
Für die gesamte Anlage ist ein Ü bersichtsplan in Anlehnung an die DIN 14095 zu erstellen. Neben 
den normativen Vorgaben der DIN sind die Vorgaben des Landkreises Ludwigslust-Parchim 
umzusetzen. Diese können vom Planersteller aktuell über den E-Mail-Kontakt vorbeugender-
Brandschutzekreis-lup.de  angefordert werden. 

Der Plan ist mit dem Fachdienst 38 Brand- und Katastrophenschutz abzustimmen. 

Vor der Fertigstellung des Vorhabens ist eine Einweisung der örtlich zuständigen Feuerwehr mit der 
Maßgabe der turnusmäßigen Wiederholung durchzuführen. Der Kontakt zu den zuständigen Wehren 
ist über das Ordnungsamt herzustellen. 

Zur Vorbeugung gegen Flächenbrände, die sich durch brennbaren Bewuchs ausdehnen können, ist 
durch entsprechende Bewirtschaftung und Pflege zusichern, dass auf diesen Flächen die Möglichkeit 
der schnellen Brandausbreitung nicht gegeben bzw. so  weit wie möglich eingeschränkt und 
entgegengewirkt wird. 

Im Vorfeld der Errichtung der PV-Flächen ist den Sachbearbeitern FD 38 Brand- und 
Katastrophenschutz —  vorbeugender Brandschutz rechtzeitig  ein Modulbelegungsplan zur 
Abstimmung vorzulegen. (Ziel: einvernehmliches Herstellen von möglichen Angriffswegen für 
Löschmaßnahmen) 

Matthias Müller-Berthold, SB 

FD 53—  Gesundheit 

Keine Anregungen/Bedenken 

FD 60—  R egionalmanagement und Kreisentw icklung 

Der Fachdienst Regionalmanagement und Kreisentwicklung äußert im Rahmen der frühzeitigen 
Behördenbeteiligung nach §  4 Abs. 1 BauGB keine Anregungen und Bedenken 
zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 3 "Photovoltaikanlage südlich des Ortes 
Zapel Ausbau" der Gemeinde Zapel. 
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Vermessung und Geoinformation  

Als Träger öffentlicher Belange bestehen keine E inwände. 

Hinweis: 

Für das Bahnflurstück fehlt die F lurstücksbezeichnung 64. 

Die F lurstücksnummer 19/2 östlich angrenzend an 29/2 und 15/16 fehlt. 

Bauordnung, S traßen- und Tiefbau  

Denkmalschutz 

Grundlage der S tellungnahme ist das Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern (DS chG M-V). 

1.Baudenkmalpflegerischer Aspekt:  

Im Bereich des Vorhabens befinden sich folgende in der Kreisdenkmalkste geführten Baudenkmale: 

Zapel 13 321 	Todesmarschgedenkstein 

Diese Baudenkmale sind in den Planungsunterlagen (Karten- und Textteil) sind entsprechend 
aufzunehmen und zu kennzeichnen. Diese Baudenkmale dürfen in ihrer S ubstanz und in ihrem 
E rscheinungsbild nicht erheblich beeinträchtigt werden. 

Durch die Festsetzungen Nr. 6 kann eine erhebliche Beeinträchtigung des o.g. Baudenkmals 
ausgeschlossen werden. Die genaue Anpflanzung ist der unteren Denkmalschutzbehörde 
bekanntzugeben. 

2. Bodendenkmalpflegerischer Aspekt: 

In der Begründung des Textteils B und in den TeilB — Text sind nachrichtlich folgende Hinweise zu 
Bodendenkmalfunden zu übernehmen: 

Wenn bei E rdarbeiten neue Bodendenkmale oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, sind 
diese gemäß §  11 Abs. 1 DS chG M-V der unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen und 
der Fund und die Fundstelle bis zum E intreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des Landesamtes für 
Kultur und Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Anzeigepflicht besteht für den 
E ntdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes 
erkennen. 
Die Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätestens 
nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im R ahmen des Zumutbaren 
verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des Denkmals dies erfordert (§  11 
Abs. 3 DS chG M-V). 

Vollmer 
S achbearbeiterin Denkmalschutz 

Bauplanung /Bauordnung 

Aus bauordnungsrechtlicher S icht gibt es zum o.g. Vorhaben keine Bedenken und Hinweise. 

Bauleitplanung 

Auf die Bestimmungen des §  12 Abs. 1 BauGB wird ausdrücklich hingewiesen. 
Danach muss der Vorhabenträger 
- bereit und in der Lage sein 
- das Vorhaben innerhalb einer bestimmten Frist durchzuführen und 
- die Planungs- und E rschließungskosten (beinhalten auch Ausgleichsmaßnahmen) zu tragen. 
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S traßen- und Tiefbau 

1) S traßenaufsicht 

Die Zufahrt zum Plangebiet erfolgt über die Bundesstraße 13 321. 
Unsererseits bestehen keine E inwände oder Bedenken, Kreisstraßen sind nicht betroffen. 

FD 68—  Umwelt 

Naturschutz 

Ohne S tellungnahme 

Wasser- und Bodenschutz 

Gewässer I. 
und II. 
Ordnung 

Abwasser Grundwas- 
serschutz 

Boden- 
schutz 

Anlagen 
wgf. S toffe 

Hoch- 
wasser- 
schutz 

Gewässer-
ausbau 

Keine E inwände 22.11.2022 
R ahn 

2411.22 
Ahrens 

S chuman 
n 

S chumann 

Bedingungen/Au 
f1.1 Hinw. laut 
Anlage 

22.11.2022 
R ahn 

22.11,2022 
R ahn 

08.12.20 
22 
Krüger 

Ablehnung lt. 
Anlage 
Nachforderung 
lt. Anlage 

Niederschlagswasser 

Das Niederschlagswasser vor Ort, ohne E inleit-/ Versickerungsanlagen, versickem zu lassen, wird 
zugestimmt. 
Zudem trägt die Ö rtliche Versickerung zur Grundwassemeubildung bei und führt damit nicht zu einer 
Verschlechterung des mengenmäßigen Zustandes des Grundwasserkörpers. 

Gewässer 
Ö stlich des Grundstücks befindet sich ein Graben, der in der R egel nicht wasserführend ist. Dieser wurde 
im Teil A —  Planzeichnung als private Grünfläche gekennzeichnet. 
Forderung: Bezüglich dieses Gewässers ist die S tellungnahme des Wasser- und Bodenverbandes 
”Untere E ide" einzuholen und der unteren Wasserbehörde vor/ mit erneuter Beteiligung vorzulegen. 

Hinweise: E ventuell geplante Ausgleichsmaßnahmen an Gewässern sind vorher mit dem jeweils 
zuständigen WBV abzustimmen. 
S ollte als Ausgleichsmaßnahme ein Gewässer ausgebaut, hergestellt oder wesentlich verändert werden, 
ist das mit der unteren Wasserbehörde rechtzeitig vor Bauausführung abzustimmen und ggf. genehmigen 
zu lassen. 

Gemäß §  38 WHG ist der Gewässerrandstreifen im Außenbereich fünf Meter breit. 
Bei der E rrichtung des S olarparks ist der Gewässerrandstreifen, zur E rhaltung und Verbesserung der 
ökologischen Funktionen der Gewässer, der Wasserspeicherung, der S icherung des Wasserabflusses 
sowie der Verminderung von S toffeinträgen aus diffusen Quellen, zu beachten. 

Grundwasser 
Hinweis 
Die Grundstücke befinden sich außerhalb von Trinkwasserschutzzonen. 

A llg. Hinweise: 
Diese S tellungnahme berechtigt nicht zu Benutzungen gern_  §  9 WHG wie : 

die E ntnahme von Grund- und Oberflächenwasser 
die Absenkung des Grundwasserstandes 
die E inleitung von Abwasser- und Niederschlagswasser in das Grundwasser oder in die Vorflut 

P. R ahn, S achbearbeiterin 
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Bodenschutz 

Auflagen: 

E rgeben sich während der E rdarbeiten konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine schädliche 
Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, sind unverzüglich die Arbeiten einzustellen und die untere 
Bodenschutzbehörde des Landkreises zu informieren, um die weiteren Verfahrensschritte 
abzustimmen. 

E ventuell vorhandene Fremdstoffe, Müllablagerungen, etc., die im Zuge der E rdarbeiten freigelegt 
werden, sind einer geordneten E ntsorgung zuzuführen. 

Lagerflächen und Baustellenflächen sind flächensparend herzustellen und bodenschonend zu 
nutzen. 

- 	Die Zwischenlagerung /Bewertung / Verwertung von Böden hat getrennt nach Bodensubstrat zu 
erfolgen. 

- 	Bodenmieten sind nicht zu befahren. 

Beim E inbau mineralischer Abfälle (z. B. R ecyclingmaterial) in technischen Bauwerken ist 
nachweislich geeignetes Material (Z 0, Z 1.1) unter Beachtung der LAGAI zu verwenden. Der 
schriftliche Nachweis ist auf Verlangen vorzulegen. Bei Z 1.1 Material ist ein Abstand von mindestens 
einem Meter zwischen der S chüttkörperbasis und dem höchsten zu erwartenden Grundwasserstand 
einzuhalten. 

Wird außerhalb landwirtschaftlich genutzter F lächen Bodenaushub auf oder in die durchwurzelbare 
Bodenschicht gebracht, sind die Vorsorgewerte der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
bzw. für dort nicht enthaltene S chadstoffe die Zuordnungswerte Z-0 der LAGA einzuhalten. Bei der 
Bodenverwertung auf landwirtschaftlich genutzten F lächen sind 70% der Vorsorgewerte einzuhalten 
und es ist vorab von der LFB R ostock eine S tellungnahme einzuholen und zu beachten. 

Der schriftliche Nachweis ist auf Verlangen vorzulegen. 

Um den Anforderungen des vorsorgenden Bodenschutzes, der Minimierung der Beeinträchtigungen 
der Böden, gerecht zu werden, ist eine bodenkundliche Baubegleitung von Beginn der Vorbereitung 
bis zum Abschluss des Vorhabens von einem Boden-Fachkundigen vornehmen zu lassen 

Die Dokumentation ist der uBb unverzüglich nach Abschluss der Maßnahme vorzulegen. 

Nach Abschluss der Baumaßnahme sind die Bodenfunktionen der nur vorübergehend in Anspruch 
genommenen Böden durch ggf. R ückbau nicht mehr erforderlicher Befestigungen, Aufbringung 
abgetragenen Oberbodens und F lächenlockerung wiederherzustellen. 

Hinweise: 

- 	Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Bereich der E rdarbeiten keine schädlichen 
Bodenveränderungen, altlastverdächfigen F lächen bzw. Altlasten bekannt, 

Die Verwertung überschüssigen Bodenaushubs oder Fremdbodens beim E in- oder Aufbringen in die 
durchwurzelbare Bodenschicht hat unter Beachtung der badenschutzrechtlichen Vorschriften (insbes. 
§ §  4, 7 Bundesbodenschutzgesetz, § §  10-12 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung) zu 
erfolgen. Nach den gesetzlichen Vorgaben ist der Boden vorsorgend vor stofflichen und 
physikalischen Beeinträchtigungen (wie Kontaminationen mit S chadstoffen, Gefügeschäden, E rosion, 
Vernässungen, Verdichtungen, Vermischungen unterschiedlicher S ubstrate) zu schützen. E in baulich 
in Anspruch genommener Boden sollte nach Abschluss eines Vorhabens seine natürlichen 
Funktionen wieder erfüllen können. 

Für die badenkundfiche Baubegleitung sind neben der DIN 19731 Ausgabe 5/98 und der DIN 19639 
die Verwendung des BVB-Merkblattes Band 2- Bodenkundfiche Baubegleitung BBB, Leitfaden für 
die Praxis (Bundesverband Boden) und die Arbeitshilfe - Baubegleitender Bodenschutz auf 
Baustellen, S chnelleinstieg für Architekten und Bauingenieure - zu empfehlen. 

Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen R eststoffen/ Abfällen- Technische R egeln (LAGA M 20 nach 
derzeitigem S tand) 
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Böden mit hoher bis höchster S chutzwürdigkeit gemäß Bodenfunktionsbewertung M-V sollten 
grundsätzlich vor jeglichen baulichen E ingriffen geschützt werden, da sie einen hohen E rfüllungsgrad 
der Bodenfunktionen nach §  2 Abs. 2 BBodS chG aufweisen, insbesondere der natürlichen 
Bodenfunktionen. Boden mit erhöhter S chutzwürdigkeit sollten nur nachrangig baulich genutzt 
werden. Die im Bebauungsplan Nr. 3 "Photovoltaikaniagen südlich des Ortes Zaget Ausbau" der 
Gemeinde Zapel, Amt Crivitz, ausgewiesene F lächen enthalten Böden mit hoher S chutzwürdigkeit 
sowie erhöhter S chutzwürdigkeit (Kartei). 

Ich möchte darauf hinweisen, dass zur Umsetzung der Vorsorgeverpflichtungen zum sparsamen und 
schonenden Umgang mit Böden (§  7 BBodS chG i. V. m. §  1 Abs. 2 LIlliodS chG M-V) 
F lächenneuinanspruchnahmen für die S olarstromerzeugung auf Böden mit allgemeiner oder geringer 
S chutzwürdigkeit gemäß Bodenfunktionsbewertung M-V zu lenken sind. Die E rrichtung von FV auf 
Gebäuden, Parkplätzen und sonstigen versiegelten F lächen, auf vorbelasteten militärischen oder 
wirtschaftlichen Konversionsflächen (Industrie- und Gewerbebrachen), gesicherten Altablagerungen 
oder sonstigen Böden mit beeinträchtigten natürlichen Funktionen hat weiterhin Vorrang vor der 
Inanspruchnahme landwirtschaftlich genutzter F lächen. Die Verfügbarkeit solcher flächensparenden 
und bodenschonenden S tandortalternativen ist zu prüfen. 

Für die Bewertung des S chutzguts Boden und seiner Funktionen wird für M-V die 
Bodenfunktionsbewertung des LUNG M-V zur Anwendung empfohlen, die auf Grundlage der 
Beurteilung bodenkundlicher Parameter erarbeitet wurde. 

Krüger, S B 

Bodenfunktionsbereich 

MI 	Hohe S chutzwürdigkeit 

E rhöhte S chutzwürdigkeit 

Begründung 
Die Auflagen entsprechen dem Vorsorgegrundsatz zum Gewässer- und Bodenschutz und sind 
verhältnismäßig. S ie beruhen auf §  107 Abs. 1 Landeswassergesetz M-V, § §  5 Abs. 1, 6 Abs. 1, 100 Abs. 
1,101 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz, § §  11  2, 13, 14 Landesbodenschutzgesetz M-V und § §  1, 4 Abs. 5, 
7 Bundes-Bodenschutzgesetz. 
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Immissionsschutz und Abfall 

Aus S icht des Immissionsschutzes wird zum oben genannten Planvorhaben wie folgt S tellung 
genommen: 

Auflagen 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplan Nr. 3 ”Photovoltaikanlage südlich des Ortes Zapel 
Ausbau" der Gemeinde Zapel umfasst in der Gemarkung Zapel-Dorf F lur 2 die F lurstücke 15/16 
(Teilfläche) und 29/2. Mit dem Plangebiet sollen die F lurstücke bzw. F lurstückteile als F lächen zur 
E ntwicklung eines S ondergebietes „Photovoltaik" ausgewiesen werden. 
Das Plangebiet befindet sich im Außenbereich, somit sind die Immissionsriehtwerte eines 
Mischgebietes maßgebend. 

Gemäß der Technischen Anleitung zum S chutz gegen Lärm (TA Lärm) nach Ziffer 6.1 d) vom 26. 
August 1998 darf der Immissionsrichtwert (Außen) in einem Mischgebiet von 

- tags 	(06.00 —  2/00 Uhr) - 60 dB (A) 
- nachts 	(22.00 —  06.00 Uhr) - 45 dB (A) 

nicht überschritten werden. 

E inzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsriehtwerte am Tage um nicht mehr als 
30 de (A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB (A) überschreiten. 

Zum S chutz der Nachbarschaft ist die E inhaltung der Immissionsriehtwerte durch entsprechende 
schalltechnische, bautechnische und organisatorische Maßnahmen zu gewährleisten. 

R eflexionen von Photovoltaikanlagen stellen Immissionen im S inne des Bundes-
immissionsschutzgesetzes (§  3 Abs. 2 BlmS chG) dar. S onnenlicht wird von der glatten Oberfläche 
der Module nicht nur absorbiert, sondern auch zu einem Teil reflektiert. Dadurch können in der 
Nachbarschaft zum Teil E inwirkungen mit hoher Leuchtdichte auftreten und mit >105  cd/m2  eine 
Absolutblendung bei den Betroffenen auslösen. Die Absolutblendung in ihrer Auswirkung auf die 
Nachbarschaft kann wie der periodische S chattenwurf von Windenergieanlagen betrachtet 
werden. In Anlehnung an [Hinweise zur E rmittlung und Beurteilung der optischen Immissionen von 
Windenergieanlagen (WE A-S chattenwurf-Hinweise), verabschiedet auf der 103. S itzung, Mai 
20021 kann eine erhebliche Belästigung im S inne des BlmS chG durch die maximal mögliche 
astronomische Blenddauer unter Berücksichtigung aller umhegenden Photovoltaikanlagen 
vorliegen, wenn diese mindestens 30 Minuten am Tag oder 30 S tunden pro Kalenderjahr beträgt. 
Im E inwirkbereich der Anlage befinden sich Verkehrsflächen (Bahnstrecke Parchim-S chwerin, 
Bundesstraße B 321). 

Durch eine Blendanalyse ist nachzuweisen, dass eine Blendwirkung für die 
Verkehrsteilnehmer der angrenzenden Bundesstraße B 321 sowie des Bahnverkehrs 
Parchim-S chwerin ausgeschlossen ist. 

5 	Für die S ondergebietsflächen mit der Zweckbestimmung Photovoltaik-Freiflächenanlage" ist eine 
Blendwirkung der eingesetzten Photovoltaik-Module für die Umgebung auszuschließen. E s sind 
Photovoltaik-Module mit einer Anfireflexionsbeschichtung zu verwenden. 

6 Zum S chutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen sind Niederfrequenzanlagen, wie 
Transformatorstationen, so zu errichten und zu betreiben dass sie bei höchster betrieblicher 
Anlagenauslastung in ihrem E inwirkungsbereich an Orten, die zum nicht nur vorübergehenden 
Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, die in der Verordnung über elektromagnetische Felder - 
26. BlmS chV im Anhang la genannten Grenzwerte nicht überschreiten. 

Hinweise 

1. Gemäß §  22 BlmS chG sind nicht genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errichten und zu 
betreiben, dass 

- schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem S tand der Technik 
vermeidbar sind, 

nach dem S tand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein 
Mindestmaß beschränkt werden und 

die beim Betrieb der Anlage entstehenden Abfälle ordnungsgemäß beseitigt werden können. 
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2 Die Anforderungen zum S chutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen sowie zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen sind zu 
gewährleisten (§  23 BlmS chG). 

3 S ollten sich Immissionsbelästigungen für die Nachbarschaft ergeben, so ist auf Anordnung der 
Behörde nach §  26 BlmS chG ein Gutachten (die Kosten trägt der Bauherr) mit Abwehrmaßnahmen 
zu erstellen und diese in Abstimmung mit der Behörde terminlich umzusetzen. 

4 Während der R ealisierungsphase von Baumaßnahmen sind die Immissionsriehtwerte der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum S chutz gegen Baulärm —  Geräuschimmissionen —  (AVV 
Baulärm) vom 19. August 1970 einzuhalten. 

5 	Während der R ealisierungsphase von Baumaßnahmen sind die Anforderungen der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zur Durchführung der Verordnung über elektromagnetische Felder —  26. 
BlmS chV (26. BlmS chVVwV) vom 26. Februar 2016 einzuhalten. 

Gez. Konow 
S B Immissionsschutz 

Abfallwirtschaft 

E s bestehen aus S icht der öffentlichen Abfallentsorgung keine E inwände oder Bedenken. 

Mit freundlichem Gruß 
Im Auftrag 

Ziegl r 
S B Bauleitplanung 
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Frühzeitige Behördenbeteiligung zum vorh. B-Plan Nr. 3 "PVA Zapel Ausbau" der Gemeinde 
Zapel 
Hier Stellungnahme der UNB 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Siraf, 
leider kann ich Ihnen nur die Stellungnahme des Fachgebietes spezieller Artenschutz 
übersenden. Der Umweltbericht ist entsprechend der gesetzlichen Vorgaben zu bearbeiten. 
Insofern Abstimmungen hierzu erforderlich sind, bitte ich dies direkt mit Frau Damm (03871 722 
6818,  Mareike.Damm@kreis-lup.de ) vorzunehmen. Die verzögerte Bearbeitung bitte ich zu 
entschuldigen. 
 
Vorläufige Stellungnahme zum speziellen Artenschutz nach § 44 Abs. 1 
Bundesnaturschutzgesetz  
(Heide Beese, Tel.03871-722-6838, E-Mail: heide.beese@kreis-lup.de) 
 
Die eingereichten Unterlagen sind nicht prüffähig, da Belange des speziellen 
Artenschutzes nicht betrachtet wurden. Eine Stellungnahme zum Vorhaben erfolgt, wenn 
ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag vorliegt. Die nachfolgenden Belange sind dabei 
im weiteren Planverfahren zu beachten.  
 
Ein Vorkommen und eine Betroffenheit von besonders bzw. streng geschützten Arten ist 
nicht von vornherein auszuschließen. Insofern artenschutzrechtliche Verbotsnormen des 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG betroffen wären und durch Maßnahmen nicht eingehalten werden 
könnten, stünden der Umsetzung des Vorhabens zwingende Vollzugshindernisse 
entgegen. Daher ist innerhalb eines Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages (AFB) eine 
Auseinandersetzung mit den artenschutzrechtlichen Belangen nach § 44 BNatSchG 
vorzunehmen. Die bau-, anlage-, und betriebsbedingten Auswirkungen auf die gesetzlich 
geschützten Arten, eventuell erforderlich werdende Maßnahmen sowie die Ergebnisse 
der artenschutzrechtlichen Prüfung sind gegenüber der unteren Naturschutzbehörde 

Amt Crivitz 
Für die Gemeinde Zapel 
Frau Siraf 
PA nur per Mail 

Der Landrat des Landkreises Ludwigslust-Parchim 

als untere Naturschutzbehörde 
 

Organisationseinheit 
Fachdienst Umwelt  
 

Ansprechpartner 
Frau Heide Beese 

Telefon 03871 722-6838 Fax 03871 722-77-6838 

E-Mail heide.beese@kreis-lup.de 
 

http://www.kreis-lup.de/
mailto:rechnung@kreis-lup.de
mailto:Mareike.Damm@kreis-lup.de
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darzulegen. Hinsichtlich der baubedingten Wirkungen sind neben dem eigentlichen 
Vorhabengebiet auch Baustraßen, erforderliche temporäre Lagerflächen sowie Flächen 
für die Baustelleneinrichtungen in die Betrachtung der artenschutzrechtlichen Belange 
einzubeziehen.  
 
Die artenschutzrechtliche Relevanz ist insbesondere hinsichtlich der nachfolgenden 
Wirkungen zu prüfen  

- Baubedingte Schallemissionen und stoffliche Emissionen im Falle des Vorkommens 
besonders schutzwürdiger bzw. empfindlicher Lebensräume oder Arten  

- Flächeninanspruchnahme durch Modultische für Photovoltaikanlagen und Nebenanlagen 
einschl. Bodenumlagerung und Verdichtung durch Einsatz entsprechender 
Baumaschinen, Veränderung abiotischer Standortfaktoren 

- Lebensraumentzug für Mittel- und Großsäuger durch die Umzäunung des 
Betriebsgeländes (siehe auch Beeinträchtigung von Wanderwegen)  

- Kollisionen und Beeinträchtigungen von Vögeln durch Drahtverspannungen (insofern 
keine Kabel verlegt werden)  

- Verluste von Nahrungs-/ und Funktionsflächen infolge Teilversiegelung, Beschattung, 
oberflächige Austrocknung durch die Reduzierung des Niederschlagswassers  
unter den Modulen 

- Barrieren/ Beeinträchtigungen von Wanderwegen wandernder Tierarten z.B. durch 
Einzäunungen;  

- Kollisionsgefährdung von Vogelarten oder Insekten durch Spiegelungen an den Modulen,  
- Visuelle Wirkungen des flächigen Erscheinungsbildes mit Entwertung von 

Teillebensräumen von typischen Offenlandvögeln (z.B. Wiesen- und Rastvögel), 
Einschränkung der Bedeutung der Flächen zwischen den Modulen für Bodenbrüter, da 
Module, Zäune etc. als Ansitzwarten  u.a. für Greife und Krähenvögel dienen  

- Auswirkungen der Reflexionen, künstlichen Lichtquellen und Erwärmung der Module  
 
Erfassungen und Kartierungen sind gemäß den üblichen Methodenstandards wie bspw. 
Südbeck et al. oder den in den Hinweisen zur Eingriffsregelung HzE 2018 befindlichen 
Mindestanforderungen an Erfassungen durchzuführen.  Reduzierungen des hier 
genannten Kartierumfanges wären  plausibel zu begründen. Das Erfassungsgebiet muss 
die Aktivitätsbereiche der geschützten Arten, insbesondere bei Großvogelarten, 
berücksichtigen. Zu beachten sind dabei auch die Horstschutzzonen nach § 23 Abs. 4 
Naturschutzausführungsgesetz M-V. Aufgrund möglicher baubedingter Auswirkungen ist 
ein pauschaler 200m Radius für Brutvogelkartierungen u.U. nicht ausreichend.  Hier sind, 
wenn entsprechende potentielle Lebensräume in der Umgebung vorkommen, auch die 
Effekt- und Fluchtdistanzen störempfindlicher Arten und Greifvögel  zur Bestimmung des 
Untersuchungsraumes zu berücksichtigen. Typische Artengruppen, die im Rahmen der 
Planung von Photovoltaikanlagen  zu betrachten sind:  Vögel, Amphibien, Reptilien, und 
Säugetiere. In Abhängigkeit  der vorhandenen/ betroffenen  Biotopstrukturen sind  die 
Untersuchungen auf die Artengruppen Fledermäuse und Insekten zu erweitern.  
 
Der Untersuchungsumfang bezüglich der zu betrachtenden Artengruppen ist gesetzlich 
durch §44 Absatz 1 und 5 BNatSchG vorgegeben. Dabei sind die aktuellen, 
vorhandenen, örtlichen Biotopstrukturen, unabhängig von vorhandenen Bauleitplanungen 
oder anderweitigen Genehmigungen zu berücksichtigen. Die Festlegung der 
Untersuchungsräume sowie die erforderliche Intensität der Betrachtungen zu den 
jeweiligen Artengruppen ergeben sich aus den vorhandenen Biotopstrukturen, ggf. 
vorhandener, aktueller Daten und den vorhabenspezifischen Wirkungen. Werden 
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bestimmte Arten/ Artengruppen entgegen den Erwartungen verstärkt festgestellt, sind die 
Untersuchungsumfänge bei Bedarf entsprechend anzupassen.  
 
Die faunistischen/ floristische Erfassungen sind dem zu erstellenden 
Artenschutzfachbeitrag unter Angabe der einzelnen Kartiertage, der Witterungsbedingen, 
Dauer der Erfassung, Darstellung der Punktdaten nachvollziehbar als Anlage beizufügen. 
Die Übersendung der Kartierdaten als shape- dateien wird seitens der UNB begrüßt. 
 
Begründung:  
„Die gemäß § 2 Abs. 3 BauGB gebotene Ermittlung des Arteninventars kann sich auf die 
voraussichtlich dauerhaft der Verwirklichung des Bauleitplans entgegenstehenden 
artenschutzrechtlichen Hindernisse beschränken und ihre Untersuchungstiefe hiernach 
ausrichten. Auf eigene Erkundungen vor Ort durch Begehung des Untersuchungsraums 
kann in der Regel nicht verzichtet werden, wenn der mit der Bebauungsplanung 
verbundene Eingriff in das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt erheblich ist 
und zahlreiche (stark) gefährdete streng oder besonders geschützte Arten betroffen 
sind.“ (2.Leitsatz Hamburgisches Oberverwaltungsgericht 2. Senat, 2019 2 E 8/17.N) 
 
Die artenschutzrechtliche Prüfung ist in Anlehnung an den Artenschutzleitfadens M-V 
vorzunehmen. Dabei sind die Formblätter des Artenschutz- Leitfadens zu verwenden:  
http://www.lung.mv-
regierung.de/dateien/artenschutz_leitfaden_planfeststellung_genehmigung.pdf 
 
CEF- und Ausgleichsmaßnahmen mit bodenrechtlichem Bezug sind im Text Teil B 
hinreichend zu erläutern, eindeutig zu benennen, verbindlich festzusetzen und insofern 
verortbar, in der Planzeichnung A darzustellen. Vermeidungsmaßnahmen sind 
hinreichend zu erläutern, eindeutig zu benennen und in den Text Teil B mind. als Hinweis 
aufzunehmen.  
 
Die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Prüfung und die damit verbundenen 
Maßnahmen sind nicht als Empfehlungen zu verstehen, sondern als 
naturschutzrechtliche Erfordernisse verbindlich in den Bebauungsplan zu übernehmen. 
Insofern erforderlich sind aus naturschutzfachlicher Sicht notwendige, jedoch nach 
Baurecht  nicht verbindlich festsetzbare Maßnahmen vertraglich oder über Baulasten 
gesondert zu regeln.  
 
Nähere Hinweise zum Artenschutz, insbesondere auch zu PV- Anlagen, sind den 
publizierten Arbeitshilfen des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie zu den 
artenschutzrechtlichen Zugriffsverboten u.a. unter 
 
https://www.lung.mv-regierung.de/dateien/artenschutz_merkblatt_bauleitplanung.pdf 
zu entnehmen. 
 
Datenabfragen zum Vorkommen besonders bzw. streng geschützter Arten oder Anfragen 
zur Bereitstellung digitaler Daten sind beim Landesamt für Natur Umwelt und Geologie 
(LUNG M-V) zu stellen. 
 

http://www.lung.mv-regierung.de/dateien/artenschutz_leitfaden_planfeststellung_genehmigung.pdf
http://www.lung.mv-regierung.de/dateien/artenschutz_leitfaden_planfeststellung_genehmigung.pdf
https://www.lung.mv-regierung.de/dateien/artenschutz_merkblatt_bauleitplanung.pdf
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Digitale Daten, wie z.B. naturschutzrechtliche Schutzgebiete und Hinweise auf 
Artvorkommen (Rasterdarstellung) können über https://www.umweltkarten.mv-
regierung.de/atlas/script/index.php eingesehen werden. 
Diese Datenlage ist jedoch nicht als vollständig anzusehen. 
 
Bauzeitenbeschränkungen 
Bauzeitenbeschränkungen, die im Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung als 
zwingend notwendig angesehen werden, um Belange des Bundesnaturschutzgesetzes 
einzuhalten, können nicht im Nachgang, ohne vorherige artenschutzrechtliche Prüfung, 
geändert werden.  
Es ist z.B. meist nicht zielführend im AFB eine grundsätzliche Bauzeitenbeschränkung 
von Oktober bis Ende Februar festzulegen, um damit eine „Nichtbetroffenheit“ einer 
Vielzahl von Artengruppen feststellen zu können. Die artenschutzrechtliche Prüfung ist 
somit auf einen realistischen Bauzeitraum abzustellen. Daher ist es notwendig, sich im 
AFB gezielt mit betroffenen Arten auseinanderzusetzen und effiziente, ökologisch 
wirksame Vermeidungsmaßnahmen, ggf. Vergrämungsmaßnahmen für bestimmte 
Bauzeiträume festzulegen. Diese sind bereits im AFB nachvollziehbar und detailliert 
darzustellen. Dabei sind die konkreten Voraussetzungen und Erfordernisse, welche 
durch die ökologische Baubegleitung umzusetzen sind, im AFB zu benennen und 
artenschutzrechtlich zu bewerten.  
 
Ausweichen von Arten in angrenzende Lebensräume  
Ein Ausweichen eventuell betroffener Arten auf andere Biotope kann nicht angenommen 
werden, da ohne faunistische Nachweise davon auszugehen ist, dass diese potentiellen 
Reviere bereits besetzt sind. Der Verbotstatbestand der Zerstörung von Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten tritt nicht ein, solange deren ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin- heißt ununterbrochen- erfüllt wird (§44 Abs. 5 BNatSchG).  
Diese Einschränkung in der Gesetzgebung führt in der Planungspraxis häufig dazu, dass 
ohne vertiefte Prüfung das Vorhandensein von Ausweichmöglichkeiten für viele Arten 
pauschal angenommen wurde. Insbesondere bei stenotopen, gefährdeten Arten ist ein 
„Ausweichen“ in vermeintlich freie Habitate kaum valide prognostizierbar. Aus Gründen 
der Planungssicherheit ist gerade bei solchen Arten ansonsten davon auszugehen, dass 
alle vorhandenen Habitate bereits besiedelt sind. Folgerichtig könnte der durchgehende 
Erhalt der ökologischen Funktion für diese Arten nur durch vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen – continuous ecological functionality-
measures) sichergestellt werden (Quelle: NUL 08/2012).  
 
Eingriffsregelung und Artenschutz  
Für besonders geschützte Arten, die nicht europarechtlich geschützt sind, gelten die 
artenschutzrechtlichen Verbote für zugelassene Eingriffe und Vorhaben in Gebieten mit 
Bebauungsplänen nicht (§ 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG). Die Berücksichtigung des 
Artenschutzes erfolgt bei diesen Arten jedoch im Rahmen der bauplanungsrechtlichen 
Eingriffsregelung (vgl. § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG, § 1a Abs. 3 BauGB). Insofern ein 
Vorhaben als „zugelassener Eingriff“ gilt, sind demnach faunistische Belange aller 
anderen, national geschützten Arten im Rahmen der Bearbeitung der Eingriffsregelung 
(siehe u.a. Hinweise zur Eingriffsregelung, Anlage 1, Schutzgut Arten und 
Lebensgemeinschaften) zu betrachten und insofern erforderlich über Auflagen oder 
Maßnahmenfestlegungen im Bebauungsplan zu berücksichtigen.  
 

https://www.umweltkarten.mv-regierung.de/atlas/script/index.php
https://www.umweltkarten.mv-regierung.de/atlas/script/index.php
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Ausgleichsmaßnahmen an Verkehrsanlagen   
Insofern im weiteren Planverfahren hinsichtlich der Planungsziele Änderungen 
vorgesehen sind, sei bereits an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass Flächen zwischen 
Verkehrsanlagen und Photovoltaikanlagen aus artenschutzfachlicher Sicht nicht als 
Ausgleichsmaßnahmen geeignet sind und somit nicht anerkannt werden können. 
Aufgrund vorhandener Lärmemissionen, daraus entstehender Effekt- und 
Fluchtdistanzen von Vogelarten haben straßennah angelegte Flächen nur ein sehr 
geringes Aufwertungspotenzial und sind somit auch nicht geeignet durch PVA 
verursachte Inanspruchnahme von Habitaten von Vogelarten der Feldflur auszugleichen. 
Weiterhin würde sich das Tötungsrisiko für einige Arten bei einer Aufwertung und 
nachfolgender Besiedlung der Flächen erhöhen. 
Garniel belegt die verminderte avifaunistische Bedeutung der von Flächen im Abstand 
von 100 m zu  Autobahnen mit dem Verweis auf (Arbeitshilfe Vögel und Straßenverkehr, 
Ergebnis des Forschungs- und Entwicklungsvorhabens FE 02.286/2007/LRB 
„Entwicklung eines Handlungsleitfadens für Vermeidung und Kompensation 
verkehrsbedingter Wirkungen auf die Avifauna“ der Bundesanstalt für Straßenwesen, 
2010). Danach nimmt bei über 30.000 Kfz/ 24h die Habitateignung für zahlreiche 
Brutvögel in einem Bereich von 100 m Abstand zum Fahrbahnrand um 80% ab. 
 
Eine Ansiedlung z.B. von Bodenbrütern ist zwar überwiegend unwahrscheinlich generell 
würde sich das Kollisionsrisiko für die sich ansiedelnden Tiere gegenüber einer 
intensiven ackerbaulichen Nutzung jedoch erhöhen. Weiterhin ist nicht auszuschließen, 
dass die Fläche verstärkt von Greifvögeln als Nahrungshabitat aufgesucht wird, da der 
Anteil an Kleinsäugern gegenüber der bisherigen Ackernutzung zunehmen könnte. 
Daher wäre ggf. auch für Greifvögel eine Erhöhung des Tötungsrisikos zu 
prognostizieren. 
Garniel (Arbeitshilfe Vögel und Straßenverkehr) führt u.a. hierzu aus, dass Vogelhabitate 
im nahen Umfeld der Straße zu einer überdurchschnittlichen Wechselhäufigkeit der 
Vögel über die Straße führen können und das Vogelschlagrisiko über das 
durchschnittliche Maß verschärft werden kann. 
Hinsichtlich der Eignung für Ausgleichsmaßnahmen ist u. a. ausgeführt:  
„Die Ergebnisse des FuE-Vorhabens „Vögel und Lärm“ (Garniel et al. 2007) zeigen, dass 
die ersten 100 m vom Fahrbahnrand Vögeln aller Arten eindeutig suboptimale 
Lebensbedingungen bieten. Dieses gilt auch für Singvogelarten, die zwar dort in 
stellenweise hoher Dichte vorkommen, jedoch nach aktuellen Wissenstand einen 
herabgesetzten Bruterfolg haben. Bei Verkehrsmengen über 10.000 Kfz/24h ist der 
Streifen von 0 bis 100 m vom Fahrbahnrand für die Entwicklung von hochwertigen 
Ausgleichslebensräumen für Vögel grundsätzlich nicht geeignet… Für Vogelarten mit 
besonders hoher Kollisionsgefährdung sind Ausgleichsmaßnahmen im Wirkraum des 
Vorhabens in der Regel nicht sinnvoll, es sei denn, dass Kollisionen mit Fahrzeugen 
durch spezielle Maßnahmen mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden 
können... (Garniel, S 74 f, Arbeitshilfe Vögel und Straßenverkehr). Auf weitere 
Ausführungen S. 74 ff sei an dieser Stelle lediglich verwiesen. 
 
Eine ähnliche Konstellation ist an Gleisanlagen zu erwarten. 
 
Es ist dann zu prüfen, welche Bewirtschaftung dieser Flächen die Bedeutung als Brut- 
und Nahrungshabitat einschränken kann, um eine Erhöhung des Kollisionsrisikos zu 
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vermeiden. Seitens der UNB wird empfohlen eine landwirtschaftliche Nutzung 
(vorzugsweise ackerbaulich) auf diesen Flächen fortzuführen. 
 
 
Reihenabstände, Pflegezeitpunkte Modulzwischenflächen + Wartungstätigkeiten 
Mit der extensiven Pflege der Modulzwischenflächen sollen, neben der 
Eingriffsminderung, auch regelmäßig artenschutzrechtliche Konflikte, die durch das 
Vorhaben entstehen können gelöst werden. Die im Allgemeinen zu erwartenden 
positiven Auswirkungen auf das Arteninventar sind jedoch an verschiedene 
Voraussetzungen geknüpft.  
 
Der Abstand zwischen den Modulen sowie die Aufständerungshöhe für die Nutzung und 
Ansiedlung von Brutvögeln und anderen Arten (siehe z.B. Studie „Gewinne für die 
Biodiversität des Bundesverbandes Neue Energiewirtschaft e.V. (bne), 2019“).  
 
Danach kann eine Annahme als Brutplatz erst bei Reihenabständen der Module von 4 
bis 5 m angenommen werden. Dieser Abstand wäre dann auch im Bebauungsplan 
festzusetzen. 
 
Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass insbesondere Feldlerchen ein ausgeprägtes 
Meideverhalten zu Vertikalstrukturen zeigen. In der Literatur sind Abstände z.B. zu 
Waldflächen von 60 bis 220 m (in Abhängigkeit der Ausprägung und Höhe) dokumentiert 
(siehe u.a. https://ffh-vp-info.de/FFHVP/. 
Inwiefern ggf. ein Gewöhnungseffekt an PV-Modulen eintritt bleibt abzuwarten. 
 
Folglich können CEF- Maßnahmen für Verluste von Brutrevieren wertgebender, 
gefährdeter Vogelarten (z.B. Ortolan, Feldlerche) erforderlich werden, welche wiederum 
im Text Teil B konkret festzusetzen sind. Dabei sind die Anforderungen der Art an ihre 
Lebensräume zu beachten. 
 
Neben dem Verzicht des Einsatzes von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln sind weiterhin 
Mahdzeitpunkt und der Abtransport des Mahdgutes relevant. Unter Berücksichtigung der 
HzE ist eine Mahd/ Beweidung erst ab 01.07. zulässig, wenn die Flächen als 
eingriffsmindernd anerkannt werden sollen. Damit soll die Brut von Bodenbrütern 
geschützt sowie das Blühen und Aussamen von Pflanzen gefördert werden. Sind 
besonders geschützte Reptilien auf den Flächen relevant, ist das Pflegeregime  (z.B. 
Technik und Mahdhöhe)  entsprechend anzupassen.  
 
Erfahrungsgemäß kollidiert dieser Mahdtermin jedoch regelmäßig mit der Wartung und 
möglicher Beeinträchtigung der Solarmodule und eine deutlich frühere Mahd wird 
notwendig. Es muss daher eine hohe Wahrscheinlichkeit bestehen, dass diese 
eingriffsmindernde  Maßnahme erfolgreich umgesetzt werden kann. Dies ist - auch unter 
Berücksichtigung der konkreten örtlichen Bodenverhältnisse der UNB nachvollziehbar 
nachzuweisen. Art und Weise der Pflege der Flächen sind dazu hinreichend konkret 
darzulegen. 
Weiterhin ist nachvollziehbar darzulegen und festzusetzen, wie die  Einhaltung der 
Mahd- bzw. Pflegetermine sowie der Abtransport des Mahdgutes (insbesondere unter 
den PV- Modulen)  gewährleistet werden sollen (Monitoring/ 
Risikomanagementmaßnahmen).  

https://ffh-vp-info.de/FFHVP/
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In diesem Zusammengang sind ebenfalls hinreichend detaillierte Darlegungen zur 
tatsächlichen Wartung der Photovoltaikanlage (z.B. Angaben von Betreibern von PV- 
Anlagen zu Art und Weise sowie Häufigkeit der Frequentierung der Flächen zwischen 
den PV- Modulen) und deren Auswirkungen auf die naturschutzfachlichen und 
artenschutzrechtlichen Entwicklungsziele dieser Flächen erforderlich. Erfahrungsgemäß 
werden die PV-Modulzwischenflächen bei Wartungstätigkeiten befahren und müssen 
jederzeit auch befahrbar sein. Dies bewirkt ggf. eine frühere Mahd, potentiell 
regelmäßige Störungen und folglich eine Verringerung der Bedeutung der Flächen als 
Lebensraum für Flora und Fauna.  
 
Daher ist eine Anrechenbarkeit als eingriffsmindernde Wirkung gemäß HzE zu prüfen. 
 
Eine frühere Mahd kann im Einzelfall lediglich im Rahmen der 2 jährigen 
Entwicklungspflege nach Abstimmung mit der UNB erfolgen. Dann wären die Flächen 
unmittelbar vor der Mahd durch eine ÖBB zu untersuchen, um das Vorkommen von 
Bruten auszuschließen. Werden Bruten festgestellt, sind diese Bereiche großzügig von 
der Mahd auszunehmen, bis das Brutgeschäft beendet ist. 
 
Auch die Umsetzbarkeit der geplanten Maßnahmen (z.B. Einsaaten- Verfügbarkeit 
Saatgut; Voraussetzungen zur Bewässerung von Anpflanzungen im Rahmen der 
Entwicklungspflege) ist im Rahmen der Bauleitplanung zu betrachten. 
 
Gehölze  
Zwischen vorhandenen Gehölzen und den geplanten Photovoltaikmodulen ist ein 
Abstand von 30 m einzuhalten. Bei der Planung von Anpflanzungen sind ebenfalls 
entsprechende Abstände zu den Photovoltaikmodulen zu berücksichtigen. Hinreichende 
Abstände sind erforderlich, um spätere Fällungen aufgrund von Verschattungen etc. zu 
vermeiden.  
Bezüglich der Anpflanzfläche A ist ein Anwuchserfolg aufgrund des Schattendruckes der 
vorhandenen, östlich angrenzenden Gehölze stark eingeschränkt.  
 
 
Baugruben sind regelmäßig zu kontrollieren. Vorgefundene Tiere (insbesondere 
Amphibien, Reptilien oder Säugetiere) in den Baugruben/ Baufeld sind zu bergen und so 
in geeignete Habitate zu verbringen, dass ein Einwandern in das Baufeld und somit eine 
Tötung der Tiere ausgeschlossen wird. Baugruben sind abends so abzudecken, dass 
keine Tiere hineinfallen können. Alternativ sind Ausstiegshilfen (breite Bretter o.ä). über 
Nacht in den Baugruben anzubringen.  
 
 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
 
gez. Heide Beese 
SB spez. Artenschutz 
Dieses Schreiben gilt ohne Unterschrift. 
 









Landesamt
für Umwelt, Naturschutz und GeologieKJIHGFEDCBA 

Mecklenburg-Vorpommern

MVfh
Mecklenburg-Vorpommern

Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie 
Mecklenburg-Vorpommern, Postfach 13 38, 18263 Güstrow

Landesamt für Umwelt, 

Naturschutz und Geologie

Amt Crivitz 
Amtsstraße 5

19089 Crivitz

E-Mail: jana.priehn@amt-crivitz.de

Ihr Zeichen:

Ihre Nachricht vom: 08.11.2022 
Bearbeiter: Herr Goetz (Abt. 5)
Az.: - Bitte stets angeben! - 
LUNG-22353-510-c 

Tel.: 0385 588-64 -514 (Abt. 5)) 
E-Mail: toeb@lung.mv-regierung.de

Datum:28.11.2022

2 9. NOV, 2022

Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange

Nachfolgend übersende ich Ihnen die Stellungnahme der Abteilung 5.

Im Auftrag

i&A-teU
T. Hogh-Lehner

Vorhaben
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 3 „Photovoltaikanlage südlich des Ortes Za- 
pel Ausbau“ der Gemeinde Zapel

Abteilung Immissionsschutz und Abfallwirtschaft (Abteilung 5)

Eine eventuelle Gefährdungssituation für den Bahnverkehr auf der an das Plangebiet an

grenzenden Bahntrasse kann nach den vorliegenden Unterlagen nicht ausgeschlossen wer

den.

Die Erstellung eines Blendgutachtens wird deshalb empfohlen.

Hinweis:

Ggf. sind bei der Ermittlung und Minderung der Blendwirkung von Solarmodulen die LAI - 
Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen (Beschluss der LAI 

Vom 13.09.2012), insbesondere der Anhang 2 (Empfehlungen zur Ermittlung, Beurteilung 
und Minderung der Blendwirkung von Photovoltaikanlagen) zu beachten.

Die Unterlagen sind im Internet unter folgendem Link einsehbar: http://www.lunR.mv- 

reRierunR.de/insite/cms/umwelt/laerm/laerm dokumente phy faktoren.htm.

Hausanschrift:
Goldberger Straße 12b
18273 Güstrow
Telefon: 0385 588-64000
Telefax: 0385 588-64106
E-Mail: poststelle@lung.mv-regierung.de
http:/Avww.lung.mv-regierung.de

Hausanschrift:
Umweltradioaktivitätsüberwachung, 
Küstengewässeruntersuchungen 
Badenstraße 18 
18439 Stralsund 
Telefon: 0385 588-64430 
Telefax: 0385 588-64479

Hausanschrift: 
Bohrkernlager 
Brüeler Chaussee 13 
19406 Stemberg 
Telefon: 03847 2257 
Telefax: 03847 451069

Hausanschrift:
Abwasserabgabe, Wasserentnahmeentgelt
Paulshöher Weg 1
19061 Schwerin
Telefon: 0385 588-64300
Telefax: 0385 588-64309

Allgemeine Datenschutzinformation:
Der Kontakt mit dem Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern ist mit der Speicherung und Verarbeitung der von Ihnen ggf. mitgeteilten persönlichen Daten verbunden 
(Rechtsgrundlage: Art. 6 (1) e DSGVO i.V.m. § 4 (1) DSG M-V). Weitere Informationen erhalten Sie unterswAV.reQierunQ-mv.de/Datenschutz. ,

mailto:jana.priehn@amt-crivitz.de
mailto:toeb@lung.mv-regierung.de
http://www.lunR.mv-
mailto:poststelle@lung.mv-regierung.de
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Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 3 
„Photovoltaikanlage südlich des Ortes Zapel Ausbau“ 
Stellungnahme der DB AG gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von der DB Netz AG bevollmächtigtes 
Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme zum oben genannten 
Verfahren. 

Zur Aufstellung des Bebauungsplan Nr. 3 sind nachfolgende Bedingungen, Auflagen und 
Hinweise zu beachten und einzuhalten. 

• Bei den angrenzenden Flächen der DB Netz AG handelt es sich um gewidmete 
Eisenbahnbetriebsanlagen, die dem Fachplanungsvorbehalt des Eisenbahn-Bundesamtes 
(EBA) unterliegen. 

• Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maßnahmen zur Instandhaltung 
und dem Unterhalt, in Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb, sind der Deutschen Bahn 
weiterhin zweifelsfrei und ohne Einschränkungen zu gewähren. 

• In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass für das Jahr 2023 investive 
Maßnahmen im Bereich Oberbau und Erdkörper geplant sind. Hierfür ist eine Zuwegung 
und Baustelleneinrichtungsfläche im Bereich der Photovoltaikanlage geplant. Den aktuellen 
Planungstand fügen wir zur Kenntnis als Anhang bei. 

• Sollten sich durch die Planungen der DB AG Konflikte mit den Zielen des Bebauungsplanes 
ergeben, wenden Sie sich bitte zur Abstimmung an die zuständige Abschnittsmanagerin der 
DB Netz AG. Kontakt: Frau Radmila Redmann, Mobil: 0152/32115383, Mail:  
radmila.redmann@deutschebahn.com 

Deutsche Bahn AG, DB Immobilien • 
Caroline-Michaelis-Straße 5-11, 10115 Berlin 

 
Amt Crivitz 
Amtsstraße 5 
19089 Crivitz 
 
Mail: jana.priehn@amt-crivitz.de 

DB AG 
DB Immobilien 

Kundenteam Eigentumsmanagement - Baurecht 
Caroline-Michaelis-Straße 5-11 

10115 Berlin 
www.deutschebahn.com 

 
Christian Zielzki 

Telefon: 030 297 57274 
E-Mail: christian.zielzki@deutschebahn.com 

DB.DBImm.Baurecht-Ost@deutschebahn.com 
 

Organisationskürzel: CR.R O42 Zi 
Aktenzeichen: TÖB-MV-22-145491 

mailto:radmila.redmann@deutschebahn.com
mailto:jana.priehn@amt-crivitz.de
mailto:DB.DBImm.Baurecht-Ost@deutschebahn.com
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• Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen 
(insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug etc.), die zu Immissionen an 
benachbarter Bebauung führen können. 

• Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissionen sind erforderlichenfalls 
geeignete Schutzmaßnahmen vorzusehen bzw. vorzunehmen. 

• Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebsgeländes sowie sonstiges 
Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen ist gemäß § 62 EBO unzulässig 
und durch wirksame Maßnahmen grundsätzlich und dauerhaft auszuschließen.  

• Es wird hiermit auf § 64 EBO hingewiesen, wonach es verboten ist, Bahnanlagen zu 
beschädigen oder zu verunreinigen, Sicherungseinrichtungen unerlaubt zu öffnen oder 
andere betriebsstörende sowie betriebsgefährdende Handlungen vorzunehmen. 

• Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin zu gestalten. 
Sie sind so anzuordnen, dass jegliche Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich nach 
der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende 
Abschirmungen anzubringen. 

• Es ist jederzeit zu gewährleisten, dass durch Bau, Bestand und Betrieb der geplanten 
Photovoltaikanlagen keinerlei negativen Auswirkungen auf die Sicherheit des 
Eisenbahnbetriebs entstehen können. 

• Bahngelände darf weder im noch über dem Erdboden überbaut werden. Grenzsteine sind 
vor Baubeginn zu sichern. Sie dürfen nicht überschüttet oder beseitigt werden. 
Erforderlichenfalls sind sie zu Lasten des Bauherrn neu einzumessen und zu setzen. 

• Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im unmittelbaren Bereich von DB Liegenschaften 
jederzeit mit dem Vorhandensein betriebsnotwendiger Kabel, Leitungen oder Verrohrungen 
gerechnet werden muss. 

• Bei allen geplanten Maßnahmen ist zu beachten, dass die vorgegebenen Vorflutverhältnisse 
der Bahnkörper-Entwässerungsanlagen nicht beeinträchtigt werden dürfen. Dem 
Bahnkörper darf nicht mehr Oberflächenwasser als bisher zugeführt werden. 

• Es sind Flucht- bzw. Rettungswege freizuhalten, um die Sicherheitspflichten nach § 4 AEG 
erfüllen zu können. Die Erreichbarkeit der Bahnbetriebsanlagen muss für das 
Instandhaltungspersonal sowie das Notfallmanagement zu jederzeit gewährleistet sein. 

 

Wir bitten Sie, uns an dem weiteren Verfahren zu beteiligen und uns zu gegebener Zeit den 
Satzungsbeschluss zu übersenden.  

Für Rückfragen bitten wir Sie, sich an den Mitarbeiter des Teams Baurecht, Herrn Christian 
Zielzki, zu wenden. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Deutsche Bahn AG 
DB Immobilien, Region Ost 
 
 
 
 
i.V. 

Digital unterschrieben 

von Christian Zielzki 

Datum: 2022.12.06 

11:52:45 +01'00'

Gesine 

Pohlmann

Digital unterschrieben 

von Gesine Pohlmann 

Datum: 2022.12.06 

15:31:24 +01'00'
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Eisenbahn-Bundesamt

Ort, Datum, Unterschrift (BVB)
-  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  - 

Datum

geprüft/ genehmigt

mit Regelungen durch den BVB

Freigabe-Nr.: 

geprüft/ genehmigt

Ort, Datum, Unterschrift
-  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  - 

Ort, Datum, Unterschrift
-  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  - 

gleichgestellt mit Prüfexemplaren geprüft/ genehmigt

Datum

Ort, Datum, Unterschrift
-  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  -  - 

Projekt:

Strecke

ParchimSchwerin Görries

Strecke 6933

DB Netz AG
Netz Schwerin
I.NA-O-N-SWE
Wismarsche Straße 390
19055 Schwerin

Strecke 6933 Schwerin Görries - Parchim

Dammsanierung km 29,1+00 - km 29,2+00 und
Durchlasserneuerung km 29,1+26

Crivitz

6933_EP_BS_02_00

297 x 970

Entwurfsplanung

Baustelleneinrichtungsplan1:500

04/2021

04/2021

04/2021

H. Richter

N. Schulz

Prof.-Dr.-Ing. Winter

V6492

6.4.2

27.01.2022

Schwerin, 27.01.2022

Magdeburg, 27.01.2022




















